
Was bedeuten Bonns 
Schubladengesetze 
für die Bauern?
Das gegenwärtige staatsmono­
polistische Zwangssystem ge­
genüber der Landwirtschaft 
in Westdeutschland entspricht 
im Wesen bereits der Politik 
und Praxis des faschistischen

Genosse Walter Ulbricht sagte 
dazu in seiner Rede auf dem 
IX. Deutschen Bauernkongreß: 
„Die von der CDU und ihrer 
Regierung in Bonn verkündete 
formierte Gesellschaft ist nichts 
anderes als die formierte Herr­
schaft der Großbanken und der 
großen Industriemonopole über 
die Werktätigen, über die Ar­
beiter und über die Bauern. 
Viele Gesetze, die die Land­
wirtschaft betreffen, sind ähn­
lich uniformiert wie die Nazi­
gesetze des Reichsnährstandes 
es waren ... Anstatt des Bünd­
nisses der Arbeiter mit den 
Bauern und allen übrigen 
Schichten der werktätigen Be­
völkerung entstand in West­
deutschland der Bund der gro-

Reichsnährstandes und soll 
mit der Notstandsgesetzgebung 
weiter perfektioniert werden. 
Das geschieht unter dem Aus­
hängeschild der sogenannten 
„formierten Gesellschaft“.

ßen Konzerne und Banken mit 
dem Machtapparat des Staates 
und den Spitzen der agrarkapi­
talistischen Bauernverbände. 
Dieses System des staatsmono­
polistischen Kapitalismus hat 
wie in der Nazizeit das Kom­
mando über alle Gebiete der 
landwirtschaftlichen Produk­
tion, der Preisgestaltung, des 
Absatzes, des Kreditwesens 
usw. übernommen. Die west­
deutschen Bauern haben keinen 
Einfluß auf die Leitung des 
Staates und der Wirtschaft. Sie 
dürfen nur alle vier Jahre ein­
mal einen Stimmzettel in die 
Wahlurne werfen.“
Diese sogenannte „formierte 
Gesellschaft“ ist also keines­
falls nur „Philosophie“, son­

dern beinhaltet ein umfassen­
des Programm, mit dessen Ver­
wirklichung bereits begonnen 
wurde und das in der Richtung 
zielt, aus der „formierten Ge­
sellschaft“ die gleichgeschal­
tete uniformierte Gesellschaft 
zu machen, die es schon einmal 
in Deutschland gab und die 
auch- etwa eine Million Bauern 
und Hoferben ins Massengrab 
brachte.
Auf der Pressekonferenz des 
Nationalrates der Nationalen 
Front des demokratischen 
Deutschland wies Genosse Pro­
fessor Albert Norden exakt 
nach, daß der deutsche Impe­
rialismus zum drittenmal in 
diesem Jahrhundert Anlauf 
nimmt, um seine Politik der 
Vorherrschaft über West­
europa, der Eroberung gegen­
über Osteuropa und des Neo­
kolonialismus durchzusetzen. 
Die Landwirtschaft und die 
westdeutschen Bauern sind von 
dieser gefährlichen Politik und 
Praxis nicht ausgeklammert.
Seit dem Eintritt Westdeutsch­
lands in die NATO haben 
Bundestag und Regierung im 
Auftrag des aggressiven Fi­
nanzkapitals einen nahezu ge­
schlossenen Komplex von Ge­
setzen und, Verordnungen er­
lassen, um die Landwirtschaft 
fest in ihre Expansions- und 
Aggressionspläne einzuglie­
dern. Im Dezember 1956 wur­
den das „Gesetz über die Be­
schränkung von Grundeigen­
tum für die militärische Ver­
teidigung (Schutzbereichsge-
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